
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums des Innern und für Sport

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Wefelscheid (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/2002 –

„Spaziergänger“ in Koblenz

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/2002 – vom 6. Januar 2022 hat folgenden Wortlaut:

Seit geraumer Zeit finden in Koblenz unangemeldete „Spaziergänge“ mit mehreren Tausend Teilnehmern statt. Die Veranstaltun-
gen werden wohl über den Messengerdienst „Telegram“ organisiert, und so versammeln sich aus der gesamten Bundesrepublik 
„Spaziergänger“. Obwohl es sich erkennbar um organisierte Veranstaltungen handelt, schreiten weder Ordnungsamt der Stadt 
Koblenz noch die Polizei Rheinland-Pfalz ein.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Wie bewertet die Landesregierung die Vorgänge in Koblenz im Zusammenhang mit den „Spaziergängern“?
2.	 Welche Maßnahmen wurden vonseiten der Polizei ergriffen?
3.	 Handelt es sich bei den „Spaziergängen“ nach Einschätzung der Landesregierung um Versammlungen nach Artikel 8 Grundgesetz?
4.	 Welche Möglichkeiten kann die Stadt Koblenz nach Ansicht der Landesregierung ergreifen, um den „Spaziergängen“ ein Ende 

zu setzen?
5.	 Wie bewertet die Landesregierung die Tatsache, dass vonseiten des Stadtvorstands in Koblenz bislang keine Maßnahmen er-

griffen worden sind, um die „Spaziergänge“ zu unterbinden?
6.	 Welche Maßnahmen können die Landesregierung und die Stadtverwaltung ergreifen, um den kontinuierlich steigenden Zulauf 

zu diesen „Spaziergängen“ und die Entwicklung von Koblenz als „Hotspot“ dieser Problematik zu unterbinden?

Das Ministerium des Innern und für Sport hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit angefügtem Schreiben 
beantwortet.
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1. ':/, Jahuar 2022 

Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Wefelscheid (FREIE WÄHLER) 
betr. ,,,Spaziergänger' in Koblenz" 
- Drucksache 18/2002 -

Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 

1 

Zu den Fragen 1 und 3: 

Bei den sogenannten „Spaziergängen" in Koblenz handelt es sich um Aufzüge, das 
heißt sich fortbewegende öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel im Sinne des 
Artikels 8 des Grundgesetzes und des Versammlungsgesetzes. Dies gilt auch dann, 
wenn bei einem solchen Aufzug auf eine unmittelbare Meinungsäußerung in Wort, 
Schrift oder Bild verzichtet wird. Auch das Unterlassen oder bewusste Umgehen der 
Anmeldepfiicht mit einer Frist von mindestens 48 Stunden vor Bekanntgabe der 
Versammlungsabsicht stellt diese rechtliche Einordnung nicht infrage. Dies kann aber 
einen Verstoß gegen§ 14·des Versammlungsgesetzes darstellen und für Veranstalter 

1 

und Leitungspersonen des Aufzugs gemäß§ 26 Nr. 2 des Versammlungsgesetzes ein 
Strafverfahren nach sich ziehen. 
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Zu Frage 2: 

. 'I Rheinlandpfalz 
MINISTERIUM DES INNERN 
UND FÜR SPORT 

Vom 15. Dezember 2021 bis 13. -J~nuar 2022 fanden insgesamt zwölf als 
. . 

,,Spazißrgänge" bezeichnete Ereignisse im Stadtgebiet Koblenz statt. 

' Die sogenannten. ,,Spaziergänge" beschränken sich zwischenzeitlich nicht mehr nur auf 

Montage, sondern werden in den sozialen Medien auch an anderen Tagen beworben. 

In Koblenz war bei den sogenannten „Spaziergängen" im Stadtgebiet ein stetiger 

Zuwachs an Teilnehmenden zu verzeichnen. Am 13. Januar 2022 erteilte die 

Stadtverwaltung Koblenz eine Verbotsverfügung gegen unangemeldete 

Versammlungen im Stadtgebi~t. 

Zur Durchsetzung des Versammlungsvetbotes wurde am 15. Januar 2022 der bisherige 

Platz des Versammelns am Deutschen Eck polizeilich abgesperrt. Trotz des Verbots 

folgten circa 1.800 Personen den über den Messanger-Dienst „Telegram" gesteuerten 

Aufrufen, sich nach Koblenz zu begeben. 

Die· Polizei Koblenz setzte insgesamt rund 450 Pol_izeibeamtinnen und Polizeibeamte 

ein und wurde hierbei durch ca. 300 Kräfte der Bundespolizei unterstützt. 

Im Ergebnis wurden 672 Personenkontrollen durchgeführt und 733 Platzverweise 

erteilt. Im Rahmen des Einsatzes wurden 18 Strafverfahren und 658 Ordnungswidrig­

keitenverfahren eingeleitet. 

Zu Frage 4: 

.Aufgabe der für den Vollzug des Versammlungsgesetzes im Stadtgebiet :zuständigen 

Stadtverwaltung Koblenz ist es, die Wahrnehmung des Grundrechts auf 

Versammlungsfreiheit unter Beachtung des dafür maßgeblichen gesetzlichen Rahmens 

zu ermöglichen. Wenn nach erkennbaren Umständen die öffentliche Sicherheit oder 

Ordnung bei Durchführung einer Versammlung unmittelbar gefährdet würde, kann die 

Stadtverwaltu·ng als Versammlungsbehörde die Versammlung gemäß § 15 Abs. 1 des 

Versammlungsgesetzes von bestimmten Auflagen abhängig machen oder, falls mildere 

Mittel nicht ausreichen, verbieten. 
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Zu Frage 5: 

D Rheinlandpfalz 
iv MINISTERIUM DES INNERN 

UND FÜR SPORT 

Nach Kenntnis der Landesregierung wurden bei den bisher beobachteten, im Vorhinein 

nicht bei der Versammlungsbehörde angemeldeten „Spaziergängen" in Koblenz jeweils 

zum Versammlungsbeginn Auflagen wie die -Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasen.,. 

Bedeckung und die Einhaltung des Abstandsgebots per Lautsprecherdurchsage 

angeordnet. Verstöße hiergegen wurden durch die Polizei sowie den Kommunalen 

Vollzugsdienst ,des Ordnungsamtes im Rahmen der Möglichkeiten dokumentiert, 

sanktioniert und zur weiteren Ahndung an die Versammlungsbehörde weitergeleitet: 

Außerdem wurden wegen des Verstoßes gegen die Anmeldepflicht Strafverfahren 

gegen mutmaßliche Organisatorinnen und Organisatoren bzw. gege·n Unbekannt 

eingeleitet. Parallel dazu hat die Stadtverwaltung in ihrer Öffentlichkeitsarbeit die 

rec~tliche Situation erläutert und · darauf hingewiesen, dass friedlicher Protest 

respektiert werde, Grenzüberschreitungen aber sanktioniert wü'rden. 

Weil bei den unangemeldeten Versammlungen am 8. und 10. Januar 2022 trotz der 

erheblich steigenden Infektionszahlen durch die .Virusvariante Omikron eine 

gleichbleibende Missachtung der Auflagen zur Maskenpflicht und zum Abstandsgebot 

beobachtet worden war, hat die Stadtverwaltung Koblenz die· Vorgänge neu bewertet 

und am 13. Januar 2022 die unangemeldeten „Spaziergä_nge" in Form einer 

Allgemeinverfügung mit Wirkung ab dem 15. Januar 2022 verboten. Zwei Eilanträge . 

gegen dieses Versammlungsverbot_ hat das Verwaltungsgericht Koblenz am 14. Januar 
2022 abgelehnt. 

Nach Auffassung der Landesregierung ist die Stadt Koblenz mit dem Phänomen der 

dortigen „Spaziergänge" unter Beachtung der Versammlungsfreiheit einerseits und dem 

Schutz vor Gefahren für. die öffentliche Sicherheit andererseits in verantwortungsvoller 

und verhältnismäßiger Weise umgegangen. 

Zu Frage 6: 

Mit ihrer Verbotsverfügung vom 13. Januar 2022 hat die Stadtverwaltung Koblenz die 

Veranstaltung der nicht angemeldeten ,',Spaziergänge" vom 15. bis 31. Januar 2022 

einschließlich thematisch ver~leichbarer Ersatzversammlungen, die Teiln.ahme hieran 
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D Rheinlandpfalz 
~ MINISTERIUM DES INNERN 

UND FÜR SPORT 

und Aufrufe hierzu verboten. Dieses Verbot wird im Zusammenwirken von 

Stadtverwaltung und Polizei auch konsequent durchgesetzt. Im Übrigen fanden und 

finden ähnliche „Spaziergänge" nicht nur in Koblenz, sondern an _rund 100 Standorten 

in Rheinland-Pfalz unter Beteiligung von zuletzt rund 10.000 Personen statt. Wie die 

Erfahrungen zeigen, ist die Bereitschaft zur Einhaltung der gesetzlichen Anmeldepflicht 

wie auch behördlicher Auflagen von Ort zu Ort unterschiedlich. Daher bedarf es im 

konkreten Einzelfall unterschiedlicher versammlungsrechtlicher und polizeilicher 

Maßnahmen, die den· jeweiligen Besonderheiten und dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit Rechnung tragen. Die Landesregierung steht deshalb auch künftig 

im engen Austausch mit den Versammlungs- und Polizeibehörden im Land. 

~ 
Roger Lewentz 
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